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Betr.: Ihre Beschwerde vom 12.8.2021 - CHAP(2021)03147 

Sehr geehrte Frau Dr. Ziehm, 

ich beziehe mich auf Ihre unter dem Aktenzeichen CHAP(2021)03147 registrierte 
Beschwerde und alle weiteren in diesem Zusammenhang übersandten Schreiben. Sie 
tragen darin vor, dass nach Ihrer Ansicht Maßnahmen der Forstverwaltung des 
Bundeslandes Rheinland-Pfalz im FFH-Gebiet „Montabaurer Höhe “ (DE 5512-301) in 
den Jahren 2020 und 2021 entgegen Art. 6 Abs. 2 der FFH-Richtlinie 92/43/EWG zu 
Verschlechterungen der natürlichen Lebensräume und Habitate von Arten in dem Gebiet 
geführt haben. Darüber hinaus seien entgegen Art. 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie 
erforderliche vorherige FFH-Verträglichkeitsprüfungen nicht durchgeführt worden. 
Zudem fehle für das Gebiet eine Schutzgebietsverordnung mit klar definierten 
Erhaltungs- und Entwicklungszielen. Ich möchte mich für die späte Beantwortung Ihrer 
Beschwerde entschuldigen. 

Wir haben Ihre Beschwerde im Rahmen eines Treffens mit den Naturschutzbehörden der 
Länder und des Bundes im Oktober 2022 erörtert. Nach Angaben der deutschen 
Behörden wurden in dem Gebiet ausschließlich Fichtenbestände entfernt, um auf einen 
erheblichen Borkenkäferbefall zu reagieren. Buchenwaldlebensraumtypen, die dort durch 
die Ausweisung als Natura 2000 Gebiet besonderes geschützt sind, seien nicht betroffen 
gewesen. Im Rahmen der Aufforstung seien in einem aus Sicht der Behörden geringen 
Umfang Baumarten, wie Douglasie, gepflanzt worden, die nicht Schutzziel des Gebiets 
sind. Begründet wurden diese Anpflanzungen damit, Monokulturen zu vermeiden und 
den Wald robuster gegen mögliche Auswirkungen durch den Klimawandel zu machen. 
Nach Angaben der deutschen Behörden, sei diese Anpflanzung nicht signifikant und 
daher auch nicht prüfpflichtig nach Art 6(3) der FFH-Richtlinie gewesen. 
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Die fortwirtschaftliche Nutzung eines Gebietes, das als Natura 2000 Gebiet gemäß der 
Richtlinie 92/43/EWG zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen (FFH-Richtlinie) unter Schutz gestellt wurde, ist 
grundsätzlich möglich bzw. ist ggf. sogar erforderlich, um den günstigen 
Erhaltungszustand der Schutzgüter zu erhalten. Dazu gehört auch die Entfernung von 
Bäumen, die von Schädlingen befallen sind. In diesem konkreten Fall ist die getroffen 
Maßnahme eher als Maßnahme zur Verwaltung des Gebietes zu charakterisieren und 
daher von einer Pflicht zur Durchführung einer Naturverträglichkeitsprüfung 
ausgenommen, weil lebensraumuntypische Baumarten wie Fichten entfernt wurden. In 
bestimmten Fällen kann aber auch bei phytosanitären Maßnahmen eine 
Naturverträglichkeitsprüfung erforderlich sein, etwa im Falle von flankierenden 
Projekten, wie dem Bau einer Straße, um das entnommene Holz abzutransportieren. Dies 
ist im Einzelfall zu klären. 

Die Neuanpflanzung von Baumarten, die nicht zu den vom Gebiet umfassten 
Schutzgütern gehören, ist auch nicht von vorneherein ausgeschlossen. Entscheidend ist 
vielmehr, ob die Anpflanzung mit den Erhaltungszielen des Gebietes vereinbar ist. In 
diesem Zusammenhang ist es daher wichtig zu betonen, dass die Erhaltungsziele für das 
einzelne Gebiet ausreichend spezifiziert sein müssen, damit beurteilt werden kann, ob 
eine Anpflanzung, wie in diesem Fall von Douglasien, einer Prüfung nach Artikel 6 
Absatz 3 der FFH-Richtlinie bedarf. Die Kommission hat bereits ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland (C-116/22) wegen der unvollständigen 
Umsetzung der FFH-Richtlinie zum Gerichtshof der Europäischen Union gebracht, das 
u.a. die inhaltlichen Anforderungen an die Festsetzung der Erhaltungsziele zum 
Gegentand hat (1).  

Ich beabsichtige daher, Ihre Beschwerde nicht als Einzelbeschwerde weiter zu verfolgen, 
sondern zu schließen, da die von Ihnen aufgeworfene Problematik eng mit dem bereits 
laufenden Vertragsverletzungsverfahren verbunden ist. Bezüglich des Entfernens der 
Fichtenbestände aus dem Gebiet sehen wir dagegen keinen Verstoß gegen die Vorgaben 
der FFH-Richtlinie.   
 
Sie haben jedoch noch einmal Gelegenheit, innerhalb von vier Wochen ab dem Erhalt 
dieses Schreibens Stellung zu nehmen. Nach Ablauf dieser Frist wird die Kommission 
den Fall ansonsten zu den Akten legen. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

                                                 
(1) siehe dazu auch die Pressemitteilung vom 18.2.2021 February infringements package: key decisions 

(europa.eu) 
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